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Digitalpakt 2.0: Der Bund muss sich an seine Zusagen halten 
 

Der Deutsche Städtetag, der Deutsche Landkreistag sowie der Deutsche Städte- und Ge-

meindebund kritisieren die offenbar kurzfristig geplanten Änderungen an der Vereinbarung 

des Bundes mit den Ländern zum Digitalpakt 2.0, mit dem die digitale Ausstattung an Schu-

len mitfinanziert werden soll. Bund und Länder hatten im Dezember 2025 eine politische 

Einigung zu dem Nachfolgeprogramm für den DigitalPakt Schule aus der Zeit der Corona-

Pandemie erzielt. Die Vereinbarung von Bund und Ländern sah bisher vor, dass der Digi-

talpakt rückwirkend ab dem 1. Januar 2025 gilt. Das hatten die Kommunen auch ausdrück-

lich begrüßt. Jetzt hat der Bund das Startdatum offenbar ohne vorherige Rücksprache mit 

den Kommunen auf den 1. Januar 2026 verlegt. 

 

Dazu erklären die Hauptgeschäftsführer der kommunalen Spitzenverbände Christian 

Schuchardt (Deutscher Städtetag), Dr. Kay Ruge (Deutscher Landkreistag) und Dr. André 

Berghegger (Deutscher Städte- 

trauen auf die Aussagen von Bund und Ländern bereits im Jahr 2025 Geld für die weitere 

Digitalisierung der Schulen ausgegeben. Wenn der Start des Digitalpakts 2.0 jetzt auf 2026 

verschoben wird, werden viele Städte, Landkreise und Gemeinden auf den hohen Kosten 

für die Anschaffung von digitalen Geräten und IT-Infrastruktur sitzenbleiben, weil sie für 

2025 eben keine Mittel aus dem Digitalpakt bekommen. Das wäre angesichts der prekären 

Lage der kommunalen Haushalte ein weiterer Schlag und auch für das Verhältnis von Kom-

m  

 

Problematisch ist aus Sicht der kommunalen Spitzenverbände auch, dass die Förderlücke 

zwischen erstem und zweitem Digitalpakt wächst, wenn der Bund das neue Programm erst 

ger. Die Lücke könne jetzt auf mehr als anderthalb Jahre anwachsen. Dabei sei die Digita-

lisierung der Schulen in Zukunft eine Daueraufgabe, die dauerhaft finanziert werden müsse.

 

 
Integrationskurse: Kommunen fordern Rücknahme des Zulassungsstopps 
 

Die Kommunalen Spitzenverbände im Bund und der Deutsche Volkshochschul-Verband for-

dern das Bundesinnenministerium auf, den Ausschluss freiwilliger Teilnehmerinnen und 

Teilnehmer von Integrationskursen unverzüglich zurückzunehmen. In einem gemeinsamen 

Positionspapier fordern die Verbände außerdem, das bisherige Ziel der Integrationskurse 

beizubehalten, Deutschkenntnisse mindestens auf dem Niveau B1 zu vermitteln. 

 


